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Lebensmittelversorgung
In der Zeit vom 11. bis 20. Februar 1948 können bezogen werden:

Brot:

Alters¬
klasse\

Bewertung
Gramm:

^Normal¬
verbraucher

TSV.
Butter

TSV.
Fleisch

TSV. Fleisch
und Butter

Abschnitte

0—3 J. 500 3 203 303 603
0—3 J. 250 6 206 306 606
3—6 J. 1000 3 203 303- 603
3—6 J. 250 !  6 206 306 606

über 6J. 1000 3 203 303 603
über 6J. iooo' 6 206 306 606

'Zulagekarte A
Schwerarbeiter 1. Kategorie
Schwerarbeiter 2. Kategorie

Schwerarbeiter 3. Kategorie
Werdende und stillende Mii

500 g auf Abschnitt 55
250 g auf Abschnitt 163
500 g auf Abschnitt '263 und
250 g auf Abschnitt 264

1000g auf Abschnitt 363 und
250 g auf Abschnitt 364
250 g auf Abschnitt 904
Fleischt

Alters¬
klasse

Bewertung
Gramm

Normal- .
Verbraucher

TSV.
Butter

TSV.
Brot

TSV. Brot
u. Butter

Abschnitte ' 9

0— 3 J. je 50 13—14 213—214 113—114 . 513—514
3— 6J. je 50 14—45 214—215' 114—115 514—515
6—10 J. je 50 15—16 215—216 115—116 515—516

10—18 J. je 50 17—20 217—220 117—120 517—520
über 18 J. je 50 16—18 216—218 116—118 516—518

Schwerarbeiter .2. Kategorie je 50 g auf Abschnitt 267—270
Schwerarbeiter 3. Kategorie je 50 g auf Abschnitt 367—369 und

100 g auf Abschnitt 370
Werdende und stillende Mütter 60 g auf Abschnitt 906

Vollmilch:
Vollmilch ist in der seitherigen Rationshöhe freigegeben.

Calw, 2. Februar 1948. KreisernShrungsamt.

Zuckerausgabe, Januarration 1948 Ausgabe von Margarine für Januar 1948

Einhaltung des Lohnstops
Der Gouverneur von Südwürttemberg-

Hohenzollern, General W i dme r, hat an das
Landesarbeitsamt Südwürttemberg-Hohen-
zollern das nachfolgend im Wortlaut wie¬
dergegebene Schreiben gerichtet, das hier¬
durch bekanntgegeben wird:

Es ist mir zur Kenntnis gebracht worden,
daß in gewissen Industriezweigen zwischen
den Lohnempfängern und den Betriebs¬
inhabern Verträge über. Erhöhung der ge¬
setzlichen Tarife abgeschlossen wurden.

Ich bringe ihnen in Erinnerung, daß die
Blockierung der Löhne streng eingehalten
werden muß und daß jede Abweichung von
dieser Regel bestraft wird.

Nur die normalerweise niedrigen Löhne,
das heißt die, welche unter 50 Pfg. für eine
erwachsene Hilfsarbeiterin liegen, in der
Zone der niedrigsten Löhne können bis
zur genannten Grenze erhöht werden.

Abgesehen von diesen Fällen müssen alle
Aufbesserungsanträge von der Militär¬
regierung genehmigt sein.

Ich bitte sie, diese Weisung in breite¬stem Maße bekannt zu machen
Tübingen, 28. Januar 1948

gez. W i d me r.

Preisrechtliche Verordnungen
nur über die Prcisbohörde

Die Preisaufsichtsstelle in Tübingen teiltüiit: •
Aus gegebener Veranlassung wird nach-

drücklichst darauf hingewiesen, daß preis-
rechf liehe Verordnungen gleich welcher
Art nur durch die Preisbehörden selbst
oder durch andere Behörden im Aufträge
und mit ausdrücklicher Zustimmung derPreisbehörde erlassen werden dürfen. Der
Auftrag und die Zustimmung müssen aus
dem Text der Anordnung zweifelsfrei er¬
kennbar sein. i

Anordnungen auf dem Gebiete des Preis¬
rechts, die den vorstehenden Anforderun¬
gen nicht entsprechen, besitzen keine
Rechtswirksamkeit. Ebenso werden Beru¬
fungen auf Anordnungen unzuständiger
Dienststellen in jedem Falle als gegen¬standslos zürückgewiesen.

Für Monat Januar 1948 erhalten sämt¬
liche Verbrauchergruppen und Altersklas¬
sen sowie Zulagenempfänger Zucker, undzwar:

Kinder von 0—3 Jahren 1250 g,
Kinder von 3—18 Jahren 750g und
Erwachsene Uber 18 Jahren 450 g.

Normalverbraucher und Teilselbstversorger
auf Abschnitt 42 bzw. 142, 242, 342,
442, 542 und 642;

Vollselbstversorger auf Abschnitt 701;
Schwerarbeiter 1. Kategorie 100 g auf Ab¬

schnitt 197;
Schwerarbeiter 2. Kategorie 200 g auf Ab¬

schnitt 297;
Schwerarbeiter 3. Kategorie 450 g auf Ab¬

schnitt 397;
Werdende und stillende Mütter 450 g auf* Abschnitt 913 der Januar -Lebensmittel¬

und -Zulagekarten.
Der Zucker kann sofort nach Belieferungsämtlicher Kleinverteiler durch die ört¬

lichen Kartenausgabestellen aufgerufenwerden. .Von den Kleinverteilern ist bis
20. 2. 1948 mit den Kartenstellen nach Vor¬
druck 1 abzurechnen.

Als weitere Fettration für Januar 1948
erhalten Normalverbraucher und TSV in
Brot über 6 Jahre

62,5 g Margarine
auf Abschnitt 25 bzw. 125 der .Januar-
Lebensmittelkarte.

Die Ausgabe der Margarine kann sofort
nach Belieferung sämtlicher Kleinverteiler
erfolgen.

Calw, 2. Februar 1948.
Kreisernährungsamt.

Eiervorbestell ung
Die Verbraucher werden aufgefordert,den Vorbestellabschnitt D der Eierkarte

bis spätestens 10. Februar 1948 bei den
Kleinhandelsgeschäften abzugeben.

Die Kleinhandelsgeschäfte reichen die
Vorbestellabschnitte bis spätestens 12. Fe¬
bruar 1948 der örtlichen Kartenausgabe¬
stelle getrennt nach Altersklassen ein. Am
14. Februar melden die Bürgermeisterämter
telefonisch dem Krcisernährungsamt die
Zahl der abgegebenen Vorbestellabschnitte
aufgeschlüsselt nach Altersklassen.

Die Termine sind unbedingt einzuhalten,
da die Gefahr besteht, daß Nachmeldungen
bei der Zuteilung nicht berücksichtigt wer¬den können

Kreisernährungsamt

Käseausgabe für Monat Februar 1948
Für . Monat Februar 1948 erhalten Nor¬

malverbraucher und TSV in Brot sowie
Schwerarbeiter der 2. und 3. KategorieKäse, und zwar:
Normalverbraucher von 6—10 Jahren 100 g

auf Abschnitt 45,
TSV in Brot von 6—10 Jahren 100 g auf 'Abschnitt 145,
Normalverbraucher und TSV in Brot über

10 Jahre ' 125g auf Abschnitt 45 bzw. 145,
Schwerarbeiter 2. Kategorie 50 g auf Ab- .

schnitt g,
Schwerarbeiter 3. Kategorie je 50 g auf

Abschnitt e und i, zusammen 100,g,
der Februar.-Lebcnsmitt.el- und -Zulage-
kart^n.

Der Käse kann nach örtlichem Aufruf
bezogen werden

Vorbestellung für Fische
für Normalverbraucher und Gemeinschafts-

verpflegte
Es ist erforderlich, sofort eine Vorbestel¬

lung für Fische durchz'ufiiltren. Die Ver¬
braucher werden au fgef ordert, den Ab¬
schnitt V der Januar -Lebensmittelkarte h«l
den zum Fischverkauf zugelassenen Klein-



handeisgeseliäften- bis spätestens 14. Fe¬bruar 1948 abzugeben. <
Die Kleinhandelsgeschäfte reichen dieabgegebenen Vorbestellabschnitto bis 16.Februar 1948 der örtlichen Kartenausgabe¬stelle ein. Die Bürgermeisterämter meldendie Zahl der Vorbestellabschnitte bis zum

;19. Februar 1948 dem Kreisernährungsamt.Die Ausstellung von Vorbestellempfangs-bescheinigungen entfällt.

Kartoffelausgabe für ZulagenempfängerMonat Februar 1948
Für Monat Februar 1948 können bezogenwerden:

Schwerarbeiter 2. Kategorie je 2,5 kg aufAbschnitt f und h, zus. 5 kg;
Schwerarbeiter 3. Kategorie- je 7,5 kg aufAbschnitt f und h, zus. 15 kg;
Werdende und .stillende Mütter. 1250g aufAbschnitt 916 der Januar -Zulagekarten.
Einführung einer neuen Lebensmittelkartefür PDR.
' Ab 1. Februar 1948 werden für die außer¬

halb der Lager lebenden PDR- besondereLebensmittelkarten durch das Gouverne¬
ment Calw ausgegeben,

j Diese Karten müssen im Handel vor¬dringlich beliefert werden. Die Karten¬abschnitte, mit Ausnahme der Kar¬
toffelabschnitte,  sind lt . Aufdruckzu bewerten. Wegen der Belieferung derKartoffelabschnitte ergeht besondere Wei¬sung an die Bürgermeisterämter.Die Weinabschnitte der PDR.-Karten
können nur bei den Firmen Ziegler, Freu¬denstadt, und Waiblinger, Tübingen, ein¬gelöst werden. Den PDR. ist die Möglich¬keit gegeben, die Weinhandlungen

Georg Pfau, Calw,
Hermann Schnaufer, Calw,

mit jjer Abholung des Weines zu beauf¬tragen.
Die Abrechnung der Kartenabschnitte istvon den Kleinhandelsgeschäften getrenntvon den übrigen Lebensmiätelkartenab-schnitten mit den örtlichen Kartenausgabe¬stellen vorzunehmen.

Zusatzkarten für Prioritätsbetriebe
Auf den Abschnitt DX der Zulagekartefür Prioritätsbetriebe können 1250g Mais¬mehl und auf den Abschnitt „Haferflocken“400 g Gerstengrütze abgegeben werden.Die übrigen Kartenabschnitte sind lt. Auf¬druck zu bewerten.
Es wird darauf hingewiesen, daß auf dieAbschnitte keine anderen Lebensmittel, alsdie oben freigegebenen, ausgeliefert werdendürfen.
Calw, 29. Januar 1948.

Kreisernährungsamt.
•

Nähmittel für Ausgewiesene
Bei den Firmen Heinrich Rühle in Calw,

Gottlieb Schwarz in Nagold, Reinhold Hayerin ’Altensteig, Karl Kühler in Wildbad,Felix Rail, Inh. Eugen Rail in Neuenbürgkönnen gegen Eintragung in den vom Um¬siedlungsamt Calw ausgestellten bzw. miteinem Umzugsvermerk versehenen Aus-
gewiesenenausweis für jede in 'dem Aus¬weis eingetragene Persdn je 2 Rollen Näh¬kunstseide und 1 Knäuel Stopfgarn einge¬kauft werden. Bei abgelegenen Gemeindensind die Bürgermeisterämter angewiesenwordenr einen Sammelbezug für sämtlicheAusgewiesene der Gemeinde fn die Wegezu leiten.

Land ratsamt
— Umsiedlungsamt —

Siedlungsland für Ausgewiesene
Auf Veranlassung des Staatskommissarsfür die Umsiedlung in Tübingen werdenzur Zeit vollkommen unverbindlich Erhe¬

bungen über den Bedarf an Siedlungslandfür Ausgewiesene (Ostflüchtlinge) ange¬stellt Die in Betracht kommenden Aus-

Gesetz zur Bekämpfung des Borkenkäfers
vom 11. November 1947

Der Landtag hat das folgende Gesetzbeschlossen, das hiermit verkündet wird:
§ l

Das Staatsministerium wird ermächtigt,die zur Bekämpfung des Borkenkäfers inWaldungen aller Besitzarten erforderlichenMaßnahmen anzuordnen.
§ 2

(1) Wer den auf Grund des § 1 getroffe¬nen Maßnahmen zuwiderhandelt, wird mitGefängnis und Geldstrafe oder einer dieserStrafen belegt
(2) Die Strafverfolgung tritt nur aufAntrag der Forstdirektion ein.

§ 3
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkün¬

dung in Kraft Es tritt mit dem 30. Sep¬tember 1949 außer Kraft.
- Tübingen, den 11. November 1947.

Bock Dr. Schmid
Renner Dr. Sauer
Vildermuth Dr. Weiß

Wirsching

Verordnung
des Staatsministeriums zur BekämpfungI des Borkenkäfers

vom 21. November 1947
Auf Grund von § 1 des Gesetzes zur Be¬

kämpfung des Borkenkäfers vom 11. No¬
vember 1947(RogBl. S. 107) wird folgendesverordnet:

§ 1
Waldungen im Sinn des Gesetzes zurBekämpfung des Borkenkäfers und der

nachstehenden Bestimmungen sind alle mitNadelholz bestockten Grundstücke
' § 2
(1) Erlangt ein Waldbesitzer oder einin der Waldwirtschaft Beschäftigter Kennt¬nis davon, daß eine Waldung vom Borken¬käfer befallen ist, insbesondere, daß sich

Bohrmehl oder sonstige Spuren des Borken¬käfers zeigen, so hat er unverzüglich demnächsten staatlichen Forstamt Anzeige zuerstatten.
(2) Jeder Waldbesitzer hat dafür zu sor¬gen, daß seine Waldungen in den MonatenApril bis Oktober alle 14 Tage, in denübrigen Monaten einmal im Monat auf Be¬

fall durch Borkenkäfer abgesucht werden
§ 3

(1) Nach näherer Anordnung des Sonder¬beauftragten für die Borkenkäferbekämp¬fung oder der staatlichen Forstämter sindunverzüglich

1. in der Zeit von Februar bis AugustFangbäume zu werfen und zu über¬wachen,
2. vom Borkenkäfer befallene Bäume zu

fällen, aufzubereiten, auf Unterlagen zu
entrinden und die Rinden vollständig zuverbrennen,

3. Begiftungen durchzuführen,
4. Schadflächen von dem angefallenen Holzzu räumen und abzubrennen.

(2) Gegen diese Anordnung steht denbeteiligten Waldbesitzern die Beschwerdean die Forstdirektion zu. Die Beschwerde
hat keine auf schiebende Wirkung.

§ 4
Kommt ein Waldbesitzer seiner Ver¬

pflichtung nach § 2 Abs. 2 oder einer An¬ordnung nach § 3 Abs. 1 nicht unverzüglichnach, so kann, unbeschadet einer etwa ver¬
wirkten Strafe, die Staatsforstverwaltungdie Ausführung auf Kosten des Säumigenbewirken. '

§ 5
Alle Personen, die mit der Bekämpfungdes Borkenkäfers oder mit der Aufberei¬tung oder der Abfuhr von Käfernholz be¬auftragt oder beschäftigt sind, haben im

Rahmen ihrer Tätigkeit die nach § 3 Abs. 1getroffenen Anordnungen zu befolgen.
§ 6

Holz, das außerhalb des Waldes lagert,ist nach Anordnung des Sonderbeauftragtenfür die Borkenkäferbekämpfung oder desstaatlichen Forstamts zu entrinden, dieRinde ist unverzüglich zu verhrennen.
' § 7 '

Die der Abwendung oder Verminderungder Borkenkäfergefahr dienenden Anord¬nungen haben die Waldbesitzer auf ihreKosten auszuführen. Treffen die Anordnun¬
gen verschiedene Waldbesitzer, so habendiese die Kosten nach Verhältnis des Flä¬chengehalts der zu schützenden Wald¬
bestände gemeinschaftlich zu tragen . InStreitfällen hat das Forstarat die Kosten¬anteile der Einzelnen zu ermitteln und fest¬
zustellen. Hiergegen steht den beteiligtenWaldbesitzern die Beschwerde an dieForstdirektion zu.

§ 8
Diese Verordnung tritt mit ihrer Ver¬kündung in Kraft.
Tübingen, den 21. November 1947.

Bock „ Dr. SchmidRenner Dr. Sauer
'Vildermuth Dr Weiß

Wirsching

gewiesenen, nämlich solche, die bis zu ihrerFlucht einen größeren landwirtschaftlichenBetrieb zur Bewirtschaftung hatten, habenGelegenheit bei den Bürgermeisterämterneinen Fragebogen anzufordern, den sienach Ausfüllung über das Bürgermeister¬amt dem Umsiedlungsamt Calw einsendenkönnen. Aus der Ausfüllung des Vordruckskann noch kein Anspruch auf Zuweisungvon Siedlungsland abgeleitet werden.
Landratsamt Calw
— Umsiedlungsamt —

Ausgabe von Fahrradbereifung
Die durch die Verbrauchergruppen an die

Bedarfsträger ausgegebenen Ermächtigungs¬scheine für Fahrradbereifung mit dem Ver¬
falltag 10. 2. 1948 sind unverzüglich denzuständigen Bürgermeisterämtern zwecksAusfertigung zuzuleiten.

Die Bürgermeisterämter werden ersucht,den Bezugschein auszuhändigen und den Er¬
mächtigungsschein sofort dem Kretewirt-schaftsamt einzureichen, damit die Fahrrad¬
bereifung beim Landesreifenlager abgeholtwerden kann '

Die Bedarfsträger können die Bezug¬scheine erst ab 20. 2. 1948 über ein Fach¬
geschäft bei der Firma Christian Widmaier,Calw, einlösen.

Kreiswirtschaftsamt.

Dienstränmc des Umsiedlungsamtes
Die' Dien8träumo des Umsiedlungsamtesbefinden sich nicht mehr im Landratsamt,sondern im Hintergebäude Bahn-hofstr . Nr . 42 im 2. Stock (also indomseiben Gebäude wie die Arbeitsamts¬

nebenstelle Calw).
Fernsprecher : Calw Nr 345.
Sprechstunden:
Montag bis Donnerstag 8—12 Uhr.
Freitäg 8—12 Uhr,

13.30—17 Uhr.
Samstag keine.

Landratsamt.

Herausgeber:LandratsamtCalw.Verwaltungu. Anzeigen¬annahme Landratsamt Calw. Abt Bekanntmachunsen.Druck: A. Oelschläzer’sche Bncbdrackerei in Calw.
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Kontrolle der Führer ehemaliger militarähnlicher
Verbände

Die französische Militärregierung hat fol¬
gende Anordnung erlassen (Journal Offi-
ciel Nr. 102 vom 29. August 1917) :

Art .- 1: Vom 1. Januar 1948 ab unterlie¬
gen die Führer der ehemaligen militär-
ähnlichen Verbände , die keinen Offiziers-
rahg in der deutschen Armee gehabt haben
und die in folgenden militärähnlichen Ver¬
bänden die nachstehenden Dienstgrade inne¬
gehabt haben:
L Waffen -SS, vom Unterscharführer ab und

darüber;
2. Allgemeine SS, ebenso;
3. Sturmabteilung (SA) , vom Sturmftthrer

ab und darüber;
4. NSFK. ebenso;
5. NSKK, ebenso;
6. Hitlerjugend , alle Verbände : Jungvolk

usw . (nur männliche Mitglieder ) , vom-
Gefolgschaftsführer oder diesem Gleich¬
gestellten ab und darüber , und mit -dem
Vorbehalt , daß sie nicht unter die Ver¬
ordnung Nr . 92 über Jugendamnestie
fallen;

7. Reichsarbeitsdienst (nur männliche Mit¬
glieder ) , vom Feldmeister ab und dar¬
über;

den folgenden Verpflichtungen:
A) sich einmal vierteljährlich zwecks Kon¬

trolle beim Ddldguö de Cercle ihres
Wohnsitzes (Gendarmerie du Cercle)
zu melden , ausgenommen im Falle
einer durch einen zugelassenen Arzt
bescheinigten körperlichen Behinde¬
rung;

B) jeden Wechsel ihres Wohnsitzes dem
D616gu6/ de Cercle (Gendarmerie du
Cercle ) vorher zu melden und sofort
nach dem Eintreffen am neuen Wohn¬
ort diesen dem hierfür zuständigen Dö-
ldgud de Cercle anzuzeigen.

Diese Bestimmöngen befreien die Betref¬
fenden nicht von dd’r Erfüllung der Ver¬
pflichtungen , die sich aus geltenden Ge¬

Annahme von Anwärtern für die Laufbahn
des gehobenen Verwaltungsdienstes

Gesuche um Zulassung zur Laufbahn des
gehobenen Verwaltungsdienstes sind bis
spätestens 18. Februar 1948  beim Land¬
ratsamt einzureichen . Dem Gesuch sind fol¬
gende Unterlagen anzuschließen:

1. ein vom Bewerber selbstverfaßter und
eigenhändig geschriebener Lebenslauf ; aus
dem Lebenslauf müssen hervorgehen : Name,
Vorname , Geburtstag , Geburtsort und Fa¬
milienstand des Bewerbers , Name, Stand
und Wohnort der Eltern , Zahl der Geschwi¬
ster und deron Alter , ferner Bildungsgang
seit dem Eintritt in die Volksschule , bis¬
herige berufliche Tätigkeit , Zeiten des
Arbeits - und Wehrdienstes sowie welche
Gründe für die Wahl der Beamtenlaufbahn
entscheidend waren ; 2. ein amtsärztliches
Gesundheitszeugnis ; 3. ein politisches Füh¬
rungszeugnis (Leumundszeugnis ) ; 4. der
Nachweis der deutschen Staatsangehörig¬
keit ; 5. beglaubigte Zeugnisse über die bis¬
herigen Beschäftigungen ; 6. bei Minder¬
jährigen die Einverständniserklärung des
Vaters oder Vormundes ; 7. ein Lichtbild
neuesten Datums ; 8. Schulzeugnisse (mög¬
lichst beglaubigte Abschriften ) ; 9. der
Nachweis über die Beherrschung der deut¬
schen Stenografie (80 Silben , kann nach¬
gebracht werden ) ; 10. ein politischer Frage¬
bogen oder das Ergebnis der politischen
Säuberung ; 11. der Nachweis einer geeig¬
neten Lehrstelle (Verwaltungsnktnar oder
Gemeinde mit eigenen Fachkräften ) .

Hinsichtlich der Zulassung und Ausbil¬
dung der Verwaltungskandidaten worden
bis zum Erscheinen der in Vorbereitung
befindlichen - Auabildungs - und Prüfungs¬
ordnung für den gehobenen Verwaltungs¬

setzen oder Anordnungen über Veränderun¬
gen des Wohnorts ergeben.

Art . 2: Zuwiderhandlungen gegen diese
Anordnungen werden entsprechend den gel¬
tenden gesetzlichen Bestimmungen bestraft
(Verordnung Nr . 1 des Commandement
Suprfime Interalliö ) .

Im einzelnen wird hierzu bestimmt:
1. Die nach obiger Anordnung vor¬

geschriebene Kontrolle erfolgt ausschließ¬
lich durch persönliches Vorsteilen bei der

Französischen Gendarmerie -Brigade
in Calw,

Stuttgarterstraße — Krankenhausstaffel.
Meldungen und Sichtvermerke anderer

franz . Dienststellen im Kreis , insbesondere
der franz . Gendarmerie in Nagold , Neuen¬
bürg oder Herrenalb werden von der Mili¬
tärregierung nicht anerkannt.

2. Die erste Kontrolle wird für alle in
Frage kommenden Personen während des
laufenden Vierteljahres vom 1 Januar 1948
bis 31. März 1948 ohne Einteilung ir Buch¬
stäbengruppen und ohne Festsetzung be¬
stimmter Tage durchgeführt Sprechstun¬
den sind bei der franz . Gendarmerie -Bri¬
gade in Calw an jedem Werktag von 9.00
bis 12.00 Uhr und von 14.00-bis 17.00 Uhr.
In den folgenden Vierteljahren finden die
Kontrollen auf dieselbe Weise durch ein¬
malige Meldung und ohne besondere Auf¬
forderung statt.

3. Bei Zuzug in eine Gemeinde des Krei¬
ses müssen sich die Führer ehemaliger
militärähnlicher Verbände unverzüglich bei
der Gendarmerie -Brigade in Calw melden.
Bei Wegzug haben sie sich vorher persön¬
lich dort abzumelden Im Todesfall obliegt
diese Pflicht den Angehörigen Bei Krank¬
heit oder sonstiger Verhinderung ist der
Gendarmerie -Brigade in Calw rechtzeitig
eine Entschuldigung unter Anschluß eines
ärztlichen Zeugnisses vorzulegen.

Landratsamt.

dienst die Bestimmungen der Verordnung
betreffend die mittlere Verwaltungsdienst¬
prüfung vom 16. 10. 1913 und der Vollzugs¬
verfügung hierzu vom selben Tage (Reg .-
Bl. 1913, S. 244 und 250) angewendet.

Voraussetzung für die Zulassung zum
gehobenen Verwaltungsdienst ist nach der
Prüfungsordnung der erfolgreiche Besuch
der 6. Klasse einer höheren Lehranstalt;
nach einer speziellen Weisung der Militär¬
regierung vom Sommer 1947 jedoch grund¬
sätzlich das Abitur . Der Bewerber darf das
21. Lebensjahr , in Ausnahmefällen das 25.
Lebensjahr , nicht überschritten haben.

Zulassung zum zweiten Lehrgang an der
Staatl . Verwaltungsschule in Haigerloch
Der zweite Lehrgang an der Staatlichen

Verwaltungsschule in Haigerloch beginnt
voraussichtlich am 3. 5. 1948. Vcrwaltungs-
kandidaten , die sich um Zulassung zum
zweiten Lehrgang bewerben , haben dem für
den Beschäftigungsort zuständigen Land¬
ratsamt einzureichen

1. einen ausgefüllten Fragebogen nach
dem beim Lamftatsamt Calw , Abt . Ia , er¬
hältlichen Muster , 2. eine Stammliste,
3. einen selbstverfaßten , eigenhändig ge¬
schriebenen Lebenslauf . 4 einen politischen
Fragebogen bzw. eine Abschrift des Säube¬
rungsentscheids , 5. ein Lichtbild , 6. eine
beglaubigte Abschrift der Zulassungsver¬
fügung des Württ . Innenministeriums,
7. beglaubigte Abschriften der Lehr - und
Gohilfenzougnisse , 8. einen Nachweis der
Teilnahme an einem Vorbereitungslehr¬
gang (Vorkurs ) .

Sämtliche Verwaltungskandidaten , die
den zweiten Lehrgang der Staatlichen Ver¬
waltungsschule in Haigerloch besuchen wol¬

len , haben eine Vorprüfung  abzulegen .'
Voraussetzung für die Teilnahme an den
Vorprüfung 1948 ist die erfolgreiche Ab¬
leistung der vorgeschriebonen Vorberoi-
tungsdienstzeit (Lehr - und Gehilfenzeit)
im Sinne der VO. betr . die mittlere Ver¬
waltungsdienstprüfung vom 16. 10. 1913
sowio der Vollzugsverfügung vom gleichen
Tage (Reg.Bl. 1913. S. 244 und 250) .

Die vorstehend genannten Gesuchunter¬
lagen sind dem Landratsamt bis späte¬
stens 18 . Februar 1948  vorzulegen.
Das Landratsamt wird über die Zulassung
zur Vorprüfung entscheiden und den Prü¬
fungstermin bekanntgeben.

Calw , 28. Januar 1948.
Landratsamt.

Lohnsteücrabzug ab 1. 1. 1948
Das Finanzministerium teilt mit:
Durch das Kontrollratsgesetz Nr. 61, das

am 1. 1. 1948 in Kraft getreten ist , ist das
Kontrollratsgesetz Nr . 12 in einigen Teilen
geändert worden . Soweit die Lohnsteuer in
Betracht kommt, besteht eine der Wesent¬
lichsten Änderungen darin , daß künftig in
den unteren Einkommenstufen höhere pau¬
schale Abzüge für berufliche und beson¬
dere Aufwendungen berücksichtigt werden
als bisher . Die seitherige Lohnsteuer¬
tabelle in Anlage B zum KRG Nr. 12 ist
demgemäß aufgehoben und durch die neue
Tabelle in Anlage B zum KRG. Nr. 61
ersetzt worden . Für den praktischen Ge¬
brauch werden zur Zeit Lohnsteuertabellen
vorbereitet , aus denen die Lohnsteuer für
jeden Bruttoarbeitslohn und für die haupt¬
sächlichsten Lohnzahlungszeiträume abge¬
lesen werden kann . Bis zur Veröffent¬
lichung dieser Tabellen ist eine Übergangs¬
regelung vorgesehen , die den tariflichen
Änderungen des KRG. Nr . 61 Rechnung
trägt und es somit ermöglicht , daß die
Arbeitnehmer sofort in den Genuß der
steuerlichen Vergünstigungen kommen

Die Ubergangsregelung , die nach ihrer
Genehmigung durch die Militärregierung
öffentlich bekanntgemacht werden soll,
wird zunächst bestimmen , daß sich infolge
Erhöhung der steuerfreien Pauschbeträge
die Lohnsteuerfreigrenzen ab 1. 1. 1948 um
monatlich 26.— RM., wöchentlich 6.— RM.
oder täglich 1.— RM. erhöhen , und daß
somit Lohnsteuer nicht mehr einzubehalten
ist , wenn der Arbeitslohn folgende Beträge
nicht übersteigt:
Steuerklasse I monatlich 109.99 RM.

wöchentlich 25.38 RM.
täglich 4.23 RM.

Steuerklasse II monatlich 120 99 RM.
wöchentlich 27 90 RM.
täglich 4.65 RM.

Steuerklasse III , 1 monatlich 159.99 RM.
wöchentlich 36.90 RM.
täglich 6 15 RM.

Steuerklasse III , 2 monatlich 182.99 RM.
wöchentlich 42.18 RM.
täglich 7.03 RM.

In den übrigen Steuerklassen ändern sich
die Freigrenzen entsprechend . Sodann wird
angeordnet werden , daß die Lohnsteuer
vorerst anf Grund der bisherigen Lohn¬
steuertabellen zu berechnen ist , wobei je¬
doch bei einem Monatslohn b’s zu 425 —RM.,
einem Wochenlohn bis zu 9S — RM oder
einem Tageslolm bis zu 16.30 RM. vor An¬
wendung der Lohnsteuertabelle ein beson¬
derer Freibetrag , der bei Monatslöhncn
zwischen 26.— RM und 1.— RM , bei Wo¬
chenlöhnen zwischen 6.— RM und 0.25 RM.
und bei Tageslöhnen zwischen 1.— RM.
und 0 04 RM. liegt , abznsetzen ist . Lnhn-
steuerbeträge , die auf Grund der Uberr
gangsregelung seit 1. 1. 1948 zu Unrecht
einbehalten worden sind, können vom Ar¬
beitgeber gegen künftige Lohnsteuer des
Arbeitnehmers anfgerqphnet werden ; wenn
ein solcher Ausgleich nicht vorgenommen
wird , werden sie auf Antrag vom Finanz¬
amt erstattet.

%
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Die Quittungskarte , die Versicherungskarte!
Die Landesversicherungsanstalt Württem¬berg — Zweigstelle Tübingen — gibt be¬kannt:

. Bei Einführung der Invalidenversiche¬rung hat sich der Gesetzgeber von demGedanken leiten lasse», daß die Beiträgedurch Einkleben und Entwerten von Mar¬ken in die Quirtungskarte zu entrichtensind. Die Vprsicherungsmarken sollen vomArbeitgeber bei der Post gekauft werden.Der Versicherte muß sich eine Quittungs¬karte bei der Ortsbehördc ausstellen lassenund sie dem Arbeitgeber übergeben Beider Lohnzahlung sind sodann die Versiche¬rungsbeiträge durch Einkleben und Ent¬werten der Marken zu entrichten. DieseArt der Beitragsentrichtung bestand beiden meisten Landesversicherungsanstaltenbis zum Jahre 1942. Auch die Angestellten¬versicherung führte ab 1. Januar 1924 die¬ses System ein Es hat sich entschiedenbewährt. Da der Arbeitgeber ohnehin denArbeitslohn upd die Abzüge berechnen muß.ist es keine große Sache, wenn er dannauch die Marken ir die Quittungskartebezw. Versicherungskarte einklebt und ent¬wertet . Der Versicherte bekam, wenn dieQuittungskarte voll war, was alle 1—2Jahre der Fall gewesen ist, eine Aufrech¬nungsbescheinigung über die aufgorechneteQuittungskarte und konnte so die Beitr'ags-leistung des Arbeitgebers übersehen. Warz. B. ein Versicherter nur kurze Zeit, sagenwir 3—4 Wochen in einem Betrieb tätig,so konnte er bei Lösung des Arbeits¬verhältnisses und Rückgabe der Quittungs¬karte sich überzeugen, ob die Beiträgenach Zahl und Höhe richtig entrichtet wor¬den sind. Die aufgerechneten Quittungs¬karten wurden bei der Ursprungsanstaltaufbewahrt (was auch jetzt noch geschieht)und der Versicherungsträger hatte mit demeinzelnen Versicherten erst dann etwas zutun, wenn ein Heilverfahrens- oder Renten¬antrag gestellt worden ist oder ein Anstandin der Beitragszahlung vorlag. Für die
Angestelltenversicherung gelten die glei¬chen Bestimmungen.

Am 24. April 1942 wurde vom Minister¬rät für die Reichsverteidigung die 2. Lohn¬abzugsverordnung erlassen. In dieser istbestimmt, daß bei den Pflichtmitgliedernder Invaliden- oder Angestelltenversiche-rung, die die krankenversicherungspflichtigoder nur angestellten- und arbeitslosen¬versicherungspflichtig oder nur angestell¬
tenversicherungspflichtig sind, die Beiträgemit den Krankenkassenbeiträgen eingezo¬gen werden. Marken werden für diesePflichtmitglieder der Rentenversicherungseit 29 Juni 1942 bezw. 1. Juli 1942 nichtmehr verwendet.

Durch Erlaß des Reichsarbeitsministersvom 20. Juni 1942 wurden für die Quit¬tungskarten der Invalidenversicherung unddie Versicherungskarten der Angestellten¬versicherung neue Muster vorgeschriebenHienach sind die Arbeitgeber verpflichtet,bei ihren Arbeitnehmern in die Quittungs-bezw. .Versicherungskarte folgende Ein¬träge zu machen: Beginn und Ende derBeschäftigung, Arbeitsverdienst fBarbezügeund Wert der Sachbezüge) für die Beschäf¬tigungszeit, Name und Sitz der Kranken¬

kasse, an die die Beiträge abgeführt sind'Firmenstempel. Anschrift und' Unterschriftdes Arbeitgebers.
Der Eintrag in die Quittungskarte (Versicherungskarte ) ist zu machen bei Beendi¬gung des Arbeitsverhältnisses oder Dienst¬verhältnisses. Dauert ein Beschäftigungs¬verhältnis über den 31. Dezember hinaus,so ist der Eintrag jedes Jahr , nach Beginndes neuen Jahres , für das abgelaufene Jahrzu vollziehen. Gemäß den Bestimmungendes § 317 der Reichsversicherungsordnungist der Arbeitgeber verpfliehtet, den Arbeit¬nehmer binnen 3 Tagen, nach Beginn derBeschäftigung bei der Krankenkasse an¬zumelden. Innerhalb der gleichen Frist mußauch die Abmeldung erfolgen, wenn dieBeschäftigung endet. Änderungen im Be¬schäftigungsverhältnis (z B. Erhöhung desLohnes) sind ebenfalls der Krankenkassebinnen 3 Tagen anzuzeigen.

Die pünktliche Erfüllung der Meldepflich¬ten ist nicht nur deshalb wichtig, weil dieKrankenkasse einen säumigen Meldepflich-tigen bestrafen kann, sondern auch deshalb,weil nach den Meldungen die Beiträge be¬rechnet und die Leistungen festgesetztwerden. Bei der Rentenversicherung wirdauf Grund der Eintragungen in die Kartenfestgestellt, ob die Anwartschaft erhaltenund die Wartezeit erfüllt 13t. Auch dieHöhe der Rente ist hievon abhängig. EinArbeitgeber, der nicht richtig meidet undseine Einträge in die Quittungskarte bezw.Versicherungskarte nicht richtig macht,kann u. U. zum Ersatz der Rente odereines Teiles derselben oder zum Schaden¬ersatz gegenüber dem Versicherungsträgerdurch Gerichtsurteil verpflichtet' werdenDie Einträge in die Quittungskarten bezwVersicherungskarten müssen mit dem Be¬trag, der an die Krankenkasse gemeldet istund dem Bruttolohn des Versicherten über¬einstimmen.
Nach § 318a RVO_, sind die Kranken¬kassen berechtigt, Betriebsprüfungen vor¬zunehmen. Auch die Träger der Renten¬versicherungen überwachen die Meldungender Arbeitgeber an die Krankenkassen unddie Einträge in die Quittungskarten.
Diejenigen Mitglieder der Invaliden- oderAngestelitenversicherun'g, ohne Rücksichtdarauf, ob sie zu den Pflichtversichertengehören oder nicht, für die der Arbeitgeberdie Beiträge nicht vom Arbeitsverdienstabzieht und an die Krankenkasse ablicfert,entrichten die Beiträge durch Ankauf derMarken bei der Post oder durch Bareinzah¬lung bei der Allg. Ortskrankenkasse ihresBezirks.

Die Quittungskarten bezw. Versiche¬rungskarten müssen, ohne Rücksicht dar¬auf, ob es sich um versicherungspflichtigeoder freiwillige Mitglieder handelt, binnen3 Jahren, nach dem Tage der Ausstellung,umgetauscht werden. Über den Inhalt derKarte erhält der Versicherte eine Aüfrefh-
nungsbesohemigung, die eut aufzubewahrenist, weil sie u. U. zur Begründung einesRentenanspruchs als Beweismittel dienenkann.

Landratsamt
— Versicheren gsamt —

Inhalt der neuesten Nummerndes Journal Offlciel
Nr. 131/132 vom 23. und 27 1. 1948 (Ein¬gang beim Landratsamt am 30. 1. 1948).

Verordnungen,
Verfügungen und Anordnungendes C o mm a~n dement en Chef

Frangais en Allemagne
\nweisung vom 20 Januar 1947 für dieLagerung, den Transport , die Herstel¬lung, die Einfuhr und die Ausfuhr vonKriegsmaterial, das in der Liste B desGesetzes Nr. 43 aufgeführt ist, S. 1347.Berichtigung zum Gesetz Nr. 61 „Änderun¬gen zum Gesetz Nr. 12 des Kontrollrates“,S. 1350.

Berichtigung zur Entscheidung D 2 (be¬trifft nur den franz. Text), S. 1350.Berichtigung zur Entscheidung H 8 (be¬trifft nur den franz. Text), S. 1350.Amtliche Bekanntmachungen, S. 37.
Zuschüsse für Gruben- und Faserholz
Für Gruben- und Faserholz, das zur Er¬füllung der für das Forstwirtschaftsjahr19 47 erteilten nolzeinschlagsfestsetzung(Umlage) verkauft wurde, werden dehForstbetrieben des Nichtstaatswaldes (Kör¬perschafts- und Privatwald) des LandesWürttemberg und Hohenzollem Zuschüssegewährt : p
Für Grubenholz:

Kiefer u. Lärche je fm ohne Rinde 2.— RM.,Fichten, Tannen, Douglasien je tm ohneRinde 2.50 RM.
Für Faserholz und Schiohtnutzderbholz:Kiefern-, Fichten-, Tannen-, Aspen-, Pap¬peln- und Weidenfaserholz Klassen Albis D und Schichtnutzderbholz je rm mitRinde 2.30 RM., 1

Buchcnfascrholz Klasse Al bis D und
Scbiebtnutzderbholz je rm mit Rinde1.50 RM.
Ein Rechtsanspruch aui Bezahlung derZuschüsse besteht nicht Die Zuschüssesind umsatzsteuerpfliehtig. 'Die Waldhesitzer beantragen die Zu¬schüsse bei dem zuständigen Fo.siamt. An¬träge , die nach dem 15.*MSrz 1948 gestelltwerden, können nicht berücksichtigt werden.gez. PfeilstickerKreisforstmeister OalwI.

Lehrabschlußprüfungen der LehrlingeDie Industrie- und Handelskammer Rott-Aveil hält im Frühjahr 1948 die üblichenLehrabschlußprüfungen der gewerblichenund kaufmännischen Lehrlinge ab.
Meldungen dafür sind bis spätestens15. 2. 1948 bei unserer Nebenstelle Calw,Marktplatz 7, einzureichen.

Industrie - und HandelskammerR 0 11w e i 1

öffentliche Spruchkaipmerverhandlung
Am Montag, den 9. 2. 1948, 9 Uhr, fifidetim Interniertenlager 77 in Ludwigsburg(ehemalige Frommankaserne) . Bau D, Sit¬zungssaal Nr. 53, die öffentliche Ver¬handlung  gegen denInternierten Berthold K o r f f,geh. 14. 2. 1892 in Brockenhill/Austral.,wohnhaft Bad Liebenzell, Uhlandstraüe,unter dem Vorsitz von Herrn Klein  statt.

Mittwoch , 11. Febr., 8.30 Uhr
Betstunde.

Donnerstag , 12. Febr., 20 Uhr
Bibelstunde.

Sterbefälle;

Kath. Koch geb. Koch. Unserelb. Mutter, Großmutter, Schwie¬
germutter und Schwester istkutz nach ihrem 77. Geburts¬
tag nach schwerem, mit großer
Geduld ertragenem Leiden sanftim Herrn entschlafen.Wir haben
sie am 27. Januar in ' Ettringenzur letzten Ruhe gebebet . Für
alle Beweise herzl. Teilnahme,die tröstenden Worte am Grabe,

dem Singchor und für das Ge¬leit zur letzten Ruhestätte dan¬ken herzlicbst die tieffrauern-
den Hinterbliebenen : Georg
Koch p. Frau, Plorzheim ; KätheKoch, Obersontheim ; Philipp• 8 Koch und Familie, Effringen;I Albert Koch und Familie. Elf-! I ringen; Andr. Kochu. Familie.! 3 Plorzheim; Pauline. Renz und

| I Tochter. Ebringen Wilh. Kochund Familie,Stammheim;Jakob
Koch, Homberg.

I Evangelische Gottesdienste
| in Calw

v ^ nntag  Esfomihl, 8. Febr. 1948;
j 6.30 Uhr Christenlehte (Töchter)I im Bachsaai des Veteinshauses.

9.30 Uhr Hauptgottesdienst in der
Kirche(Dohmstreich). 10-45 Uhr
Kindergottesdienst in Kirche und

| / ereinshatts. 17.00 Uhr Abend-
; gottesdienst im Georgenäum
I (Gepräg*).

I

Helft den
Hochwasser¬

geschädigten!

L
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